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H) Zusammenfassende Erklärung 
 nach § 10a Abs. 1 BauGB 

Der Bebauungs- und Grünordnungsplans Sondergebiet „Kindertageseinrichtung Schießstätte“ 

ist mit ortsüblicher Bekanntmachung am 21.04.2022 in Kraft getreten. Im Zuge der Aufstellung 

des Bebauungs- und Grünordnungsplans wurden eine Umweltprüfung sowie die Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange durchgeführt 

(§§ 2 Abs. 4, 3, 4 BauGB). 

 

Es besteht die Verpflichtung, nach Rechtskraft der Bebauungs- und Grünordnungsplans eine 

zusammenfassende Erklärung mit Angaben zur Art und Weise der Berücksichtigung der 

- Umweltbelange 

- Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

- geprüften Planungsalternativen 

zu erstellen. 

 

 

1. Umweltbelange 
 

Belange der Umwelt Art und Weise der Berücksichtigung 

Die Aufstellung des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans Sonder-
gebiet „Kindertageseinrichtung 
Schießstätte“ stellt eine Beein-
trächtigungen von Natur und 
Landschaft (Eingriff). 

Die Umweltauswirkungen für die Schutzgüter Mensch, Gesund-
heit, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaft, Erho-
lung, Kulturgüter und Sachgüter wurden erfasst, der Ausgleich 
ermittelt und in dem Umweltbericht in der Fassung vom 
11.08.2021 der Neidl + Neidl Landschaftsarchitekten und Stadt-
planer Partnerschaft mbB, Sulzbach-Rosenberg, der Bestandteil 
der Begründung des Bebauungs- und Grünordnungsplans „Kin-
dertageseinrichtung Schießstätte“ ist, zusammengefasst. 

 

2. Ergebnisse der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 

und Anhörung des Vorentwurfes des Bebauungs- und Grünordnungsplans Sondergebiet 

„Kindertageseinrichtung Schießstätte“ hat in der Zeit vom 25.01.2021 bis einschließlich 

26.02.2021 stattgefunden. 
 

Stellungnahmen Art und Weise der Berücksichtigung 

Äußerung Nr. 1 vom 11. und 
26.02.2021 

 

Der Verfasser der Äußerung Nr. 1 regt an, dass bei der Umset-
zung des Neubaus der Kindertagesstätte eine fußläufige Anbin-
dung des Gebietes an den Gehweg entlang des Erlbachs aufge- 
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zu Äußerung Nr. 1 nommen werden sollte, da dies nicht nur eine Vernetzung des 
Gebietes ermöglichen würde, sondern auch die Kinder der ge-
planten Tagesstätte leichter zum Spielplatz hinter der Gärtnerei 
gelangen könnten. 
Die Anregungen werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen 
und wie folgt behandelt: 
Der Rad- und Fußweg entlang der Stadtgärtnerei und der Wal-
ter-Höllerer-Realschule westlich des Rosenbaches, an dem 
2016 nördlich der Stadtgärtnerei ein städtischer Kinderspielplatz 
errichtet wurde, ist als beschränkt-öffentlicher Weg gewidmet. 
Nicht gewidmet jedoch ist der nicht barrierefreie Steg über den 
Rosenbach auf Höhe des Sportparks sowie die Wege auf dem 
Grundstück des Sportparks mit der Flurstücks-Nr. 896/6, Gemar-
kung Sulzbach. Jedoch besteht für Teilflächen des Sportpark-
Grundstückes ein Geh- und Fahrtrecht zu Gunsten der Stadt 
Sulzbach-Rosenberg. 
Eine fußläufige Verbindung zwischen dem Planungsgebiet und 
dem Kinderspielplatz an der Stadtgärtnerei ist somit sicherge-
stellt. Sie kann auch bei einer Erweiterung des Regenrückhalte-
beckens realisiert werden. 
Bei einer späteren Sanierung des Rosenbach-Steges wird ge-
prüft, ob eine barrierefreie Ausführung realisiert werden kann, 
die auch den Belangen des Hochwasserschutzes gerecht wird. 

 

3. Ergebnisse der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 

Abs. 1 BauGB erfolgte innerhalb eines Monats, beginnend mit dem Zugang der Aufforderung 

vom 21.01.2021. 
 

Stellungnahmen Art und Weise der Berücksichtigung 

Landkreis Amberg-Sulzbach Keine Stellungnahme abgegeben 

Regierung der Oberpfalz, Sach-
gebiet 24 und 34, Höhere Landes-
planungsbehörde/Städtebau 
(Reg.d.Opf.), vom 26.01.2021 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise der Reg.d.Opf., dass 
- auf Grund der Lage im Landschaftsschutzgebiet insbesondere 

Art. 6 Abs. 2 Nr. 7 Bayerisches Landesplanungsgesetz 
(BayLplG) von hoher Relevanz ist, demnach 
• der Raum in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der 

Böden, des Wasserhaushalts, des Klimas, der Erholung so-
wie als Lebensraum der Tier- und Pflanzenwelt einschließlich 
der jeweiligen Wechselwirkungen entwickelt, gesichert oder, 
soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherge-
stellt werden soll, 

• wirtschaftliche und soziale Nutzungen des Raums unter Be-
rücksichtigung seiner ökologischen Funktionen gestaltet wer-
den sollen, 

• Naturgüter sparsam und schonend in Anspruch genommen 
werden sollen sowie 

• das Gleichgewicht des Naturhaushalts nicht nachteilig verän-
dert werden soll, 

- den Stellungnahmen der zuständigen Fachstellen des Natur- 
und Landschaftsschutzes daher eine erhöhte Bedeutung bei-
zumessen ist, 

- die Planung zur Verwirklichung der LEP-Festlegung 8.3.1 
(Anm.: LEP - Landesentwicklungsprogramm Bayern) beitragen 
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zu Reg.d.Opf. kann, wonach Kinderbetreuungsangebote in allen Teilräumen 
flächendeckend und bedarfsgerecht vorzuhalten sind, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen und wie folgt 
behandelt: 
Die Bauleitplanung Sondergebiet „Kindertageseinrichtung 
Schießstätte“ wird auf Flächen im Geltungsbereich einer Land-
schaftsschutzgebietsverordnung – Landschaftsschutzgebiet 
(LSG) „Katzenbergl mit Bruchgebiet nördlich von Sulzbach“ ge-
plant. Mit Bescheid des Landratsamtes Amberg-Sulzbach vom 
14.08.2019 wurde nach Antragstellung der Stadt Sulzbach-Ro-
senberg eine solche Befreiung von den Verboten der LSG-Ver-
ordnung im Zuge der Bauleitplanung in Aussicht gestellt. Zudem 
hat das Landratsamt Amberg-Sulzbach, Sachgebiet Naturschutz 
der Bauleitplanung grundsätzlich zugestimmt. 

Regionaler Planungsverband 
Oberpfalz-Nord (6) vom 
16.02.2021 

Die Anmerkungen des Regionalen Planungsverbandes, dass die 
Planung u.a. zur Verwirklichung der in Aufstellung befindlichen 
Grundsätze B VI 1.1 und B VI 2.2.1 des Regionalplans Ober-
pfalz-Nord beitragen, demnach 
- zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse die ausrei-

chende und flächendeckende Bereitstellung von sozialen und 
kulturellen Angeboten der Daseinsvorsorge von besonderer Be-
deutung ist und fachübergreifende Lösungsansätze, die sich an 
der Bevölkerungsentwicklung orientieren, dabei eine beson-
dere Bedeutung zu kommt (B VI 1.1), 

- in der Region flächendeckend bedarfsgerechte Kinderbetreu-
ungsangebote bereitgestellt werden sollen (B VI 2.1.1), 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 31 – Bauamt vom 
29.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 32 - Inklusionsbeauf-
tragter des Landkreises Amberg-
Sulzbach vom 19.02.2021 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise und Anmerkungen des Inklusionsbeauftragten, 
dass 
- auf die erforderliche Barrierefreiheit hinzuweisen ist und die 

Rechtsgrundlagen zu benennen sind, 
- Kindertageseinrichtungen barrierefrei erreichbar sein und in 

den allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden 
Teilen barrierefrei sein müssen, 

- neben der Barrierefreiheit innerhalb des Gebäudes selbst 
auch die zur Infrastruktur dienenden Außenanlagen zählen, 

- auf Grund der großen Höhendifferenz zwischen öffentlicher 
Verkehrsfläche und der Baufläche eine barrierefreie Wegefüh-
rung problematisch ist, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen und wie folgt be-
handelt: 
Die Hinweise des Textteils D zum Bebauungs- und Grünord-
nungsplan wurden bezüglich der Barrierefreiheit entsprechend 
ergänzt. 
Des Weiteren wurden die Hinweise an die für die weiteren Pla-
nungen maßgeblichen Stellen der Verwaltung zur Berücksichti-
gung mitgeteilt. Der Höhenunterschied zwischen der Ortsstraße 
„Schießstätte“ und dem Allwetterplatz des ehemaligen Sportge-
ländes des TV 1863 Sulzbach war bekannt, er kann jedoch nicht 
verändert werden. Insbesondere bei der Planung der Erschlie-
ßungsstraße im Norden des Planungsgebietes wird versucht, 
der Anforderungen an eine Barrierefreiheit gerecht zu werden. 
Auf Grund der vorhandenen ebenen Baufläche (Allwetterplatz) 
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zu Inklusionsbeauftragter für Kindertageseinrichtung kann eine Barrierefreiheit umgesetzt 
werden. 
Auf Ebene der Bauleitplanung können jedoch keine weiteren 
Festsetzungen bezüglich der Barrierefreiheit getroffen werden. 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 41 - Verkehrsbehörde 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 42 - Kreisjugendamt 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 51 - Staatl. Abfallrecht 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 52 – Wasserrecht, 
vom 26.01.2021 

Den Hinweis des Landratsamtes, dass bei einer Änderung des 
Regenrückhaltebeckens ein Wasserrechtsverfahren durchge-
führt werden muss, wird vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis wurde an die für die weiteren Planungen bezüglich 
des Regenrückhaltebeckens maßgeblichen Stellen der Verwal-
tung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 53 – Naturschutz (Un-
tere Naturschutzbehörde) vom 
12.02.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise der Unteren Naturschutzbehörde, dass 
- der Bauleitplanung kann aus Sicht des Naturschutzes grund-

sätzlich zugestimmt wird, 
- der Umweltbericht den naturschutzfachlichen Anforderungen 

entspricht, 
- im Bereich des ehemaligen Sportplatzes nicht mit dem Vor-

kommen von besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten 
zu rechnen ist und deshalb Einverständnis besteht, dass auf 
eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung verzichtet wurde, 

- aufzunehmen ist, dass Gehölzrodungen nur außerhalb der Vo-
gelbrutzeit in der Zeit vom 1. Oktober bis 28./29. Februar jeden 
Jahres durchgeführt werden dürfen, 

- die Kompensationsfaktoren in der Eingriffsregelung richtig ge-
wählt wurden, 

- die Berechnung des Ausgleichs nach Vorgaben des Landes-
amts für Umwelt richtig erfolgte, 

- die Ausgleichsfläche nach Inkrafttreten des Bebauungsplans in 
das Ökoflächenkataster des Landesamts für Umwelt durch die 
Stadt Sulzbach-Rosenberg zu melden und die Abbuchung aus 
dem Ökokonto zeitgleich mit der Erschließung des Baugebietes 
auszuführen ist, 

- eine dingliche Sicherung der Ausgleichsfläche nicht erforderlich 
ist, 

- die nördliche Teilfläche des Grundstückes innerhalb des Land-
schaftsschutzgebietes (LSG) „Katzenbergl mit Bruchgebiet 
nördlich von Sulzbach“ - Kreisverordnung über den Schutz von 
Landschaftsteilen im Landkreis Sulzbach-Rosenberg liegt, 

- mit Bescheid vom 14.08.2019 nach Antragstellung der Stadt 
Sulzbach-Rosenberg eine Befreiung von den Verboten der 
LSG-Verordnung im Zuge der Aufstellung des geplanten Be-
bauungs- und Grünordnungsplans „Kindertageseinrichtung 
Schießstätte“ in Aussicht gestellt wurde, 

- die nach der Landschaftsschutzgebietsverordnung erforderli-
che Erlaubnis durch die Baugenehmigung ersetzt wird, die nur 
dann erteilt werden darf, wenn die Voraussetzungen für die Er-
teilung der nach der Landschaftsschutzgebietsverordnung er-
forderliche Gestattung vorliegen (Art. 18 Abs. 1 Bayer. Natur-
schutzgesetz - BayNatSchG), 
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zu Untere Naturschutzbehörde - wenn eine Entscheidung nach BayNatSchG dem durch eine 
nach Vorschriften außerhalb dieses Gesetzes erforderliche be-
hördliche Gestattung ersetzt wird, in der behördlichen Gestat-
tung auf die Ersetzungswirkung hingewiesen werden soll 
(Art. 44 Abs. 5 BayNatSchG), 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen und wie folgt be-
handelt: 
Obwohl das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bereits 
Grundlage der Bauleitplanung und in § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
ein entsprechendes Verbot geregelt ist, wurden die Hinweise des 
Textteils D zum Bebauungs- und Grünordnungsplan bezüglich 
des Zeitraums für Gehölzrodungen entsprechend ergänzt. 
Des Weiteren wurden die Hinweise an die für die weiteren Pla-
nungen maßgeblichen Stellen der Verwaltung zur Berücksichti-
gung mitgeteilt. 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 53 – Immissions-
schutz vom 28.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 62 - Gesundheitsamt 
(Hygiene- und Umweltmedizin) 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Amt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung Amberg (Ver-
messungsamt) vom 29.01.2021 

Das Vermessungsamt hat aus fachlicher Sicht keine Einwände 
gegen die Bauleitplanung. 
Den Hinweis des Vermessungsamtes, dass georeferenzierte La-
gebezeichnungen für Wirtschaft, Rettungs- und Zustellungs-
dienste sowie die öffentliche Verwaltung von großer Bedeutung 
sind und die Festlegung von Straßenbezeichnungen und Haus-
nummern frühzeitig, möglichst bis zur Rechtskraft des Plans, an-
zustreben ist, wird vom Stadtrat zur Kenntnis genommen und 
soweit möglich umgesetzt. 

Wasserwirtschaftsamt Weiden 
(WWA) vom 05.02.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise und Forderungen des WWA, dass 
- Planungen oder Maßnahmen des WWA im Bereich der Bauleit-

planung nicht vorliegen, 
- Wasser- und Heilquellenschutzgebiete sowie Vorrang- und Vor-

behaltsgebiete für die öffentliche Trinkwasserversorgung nicht 
betroffen sind, 

- die Wasserversorgung über die bestehenden Versorgungsan-
lagen sicherzustellen ist, 

- der Grundwasserflurabstand aufgrund der unmittelbaren Vorflu-
ternähe (Rosenbach) als sehr gering anzunehmen (< 5 m) und 
die Ausführung bezüglich der geothermischen Nutzung des Un-
tergrundes zutreffend und zu beachten ist, 

- mit der aufgezeigten Entsorgung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser Einverständnis besteht und die DWA-Standards 
M-153, A-117, A-138 dabei zu beachten sind, 

- der Geltungsbereich des Bebauungsplans auf der westlichen 
Seite noch im Talraum des Rosenbaches, einem Gewässer III. 
Ordnung liegt, 

- für den Rosenbach es ein festgesetztes Überschwemmungsge-
biet HQ100 sowie ein ermitteltes Überschwemmungsgebiet 
HQExtrem gibt, 

- die Planungsfläche außerhalb der genannten Überschwem-
mungsgebiete liegt, 

- gemäß dem Umweltatlas Thema Naturgefahren (früher: Infor-
mationsdienst IÜG) das beplante Gebiet allerdings im wasser-
sensiblen Bereich eines Seitentales liegt, welches in die Talaue 
des Rosenbachs mündet, 
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zu WWA - wassersensible Bereiche den natürlichen Einflussbereich des 
Wassers kennzeichnen, in dem es zu Überschwemmungen und 
Überspülungen kommen kann und Nutzungen hier beeinträch-
tigt werden können durch über die Ufer tretende Bäche, zeit-
weise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder 
zeitweise hoch anstehendes Grundwasser, dieses Seitental 
durch den westlich gelegenen Katzenberg und den östlich ge-
legenen Galgenberg geprägt und auf Grund der topografischen 
Lage im Talbereich darauf hingewiesen wird, dass bei lokal auf-
tretenden Starkregenereignissen es zu wild abfließenden Ober-
flächenwasserabfluss kommen kann und diesbezüglich emp-
fohlen wird, an Gebäuden Schutzvorkehrungen zu treffen, 

- ein Oberflächenwasserabfluss dabei jedoch nicht zum Nachteil 
Dritter ab- bzw. umgeleitet werden darf, 

- die Ausführungen im Bebauungs- und Grünordnungsplan ent-
haltenen als ausreichend angesehen werden, um den Belangen 
des Bodenschutzrechtes im Hinblick auf die Vornutzung des 
überplanten Bereiches als Lager- und Abstellfläche gerecht zu 
werden, 

- dem WWA keine Informationen über weitere Altlasten oder Ver-
dachtsflächen in diesem Bereich vorliegen und beim zuständi-
gen Landratsamt zu erfragen ist, ob derzeit ggf. geplant ist, bei 
der Fortschreibung des Katasters Flächen aufzunehmen, die im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen, 

- gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch 
Verrichtungen auf den betroffenen Flächen Vorsorgemaßnah-
men zu treffen sind, 

- Oberboden, der bei allen baulichen Maßnahmen oder sonstigen 
Veränderungen der Oberfläche anfällt, in nutzbarem Zustand zu 
erhalten, vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen und 
fachgerecht in maximal 2,00 m hohen Mieten zwischen zu la-
gern ist, 

- sonstige Beeinträchtigungen des Bodens, wie Bodenverdich-
tungen oder Bodenverunreinigungen, zu vermeiden sind, 

- eine Verbringung und Verwertung von Mutterboden außerhalb 
des Erschließungsgebietes nur in Abstimmung mit der planen-
den Kommune zulässig ist, 

- Bodenaushub auf den Grundstücken flächig zu verteilen ist, 
- der gewachsene Bodenaufbau überall dort zu erhalten ist, wo 

keine baulichen Anlagen errichtet und auch sonst keine nut-
zungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. erfor-
derlich ist, 

- die Bodenversiegelung auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB) 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen bzw. stattgege-
ben. Hinweise zu Bodenschutz und Altlasten waren im Textteil D 
zum Bebauungs- und Grünordnungsplans Sondergebiet „Kinder-
tageseinrichtung Schießstätte“ bereits enthalten. Die Hinweise 
auf die DWA-Merk- und Arbeitsblätter wurden übernommen. Des 
Weiteren wurden die Hinweise des WWA, insbesondere bezüg-
lich Oberflächenwasserabflusses an die für die weiteren Planun-
gen maßgeblichen Stellen der Verwaltung zur Berücksichtigung 
mitgeteilt. 

Bayerisches Landesamt für Denk-
malpflege, Referat B Q, München 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Bayerisches Landesamt für Um-
welt, Augsburg (LfU), vom 
08.02.2021 

Die Hinweise des LfU, dass  
- im Planungsgebiet keine konkreten Geogefahren bekannt sind, 
- der Untergrund der Frankenalb aus verkarsteten Karbonatge- 
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zu LfU steinen der Weißjura-Gruppe besteht, die von unterschiedlich 
mächtigen Deckschichten überlagert werden und ein Restrisiko 
für die Entstehung weiterer Dolinen und Erdfälle, vor allem 
durch das Nachsacken von Deckschichten in unterlagernde 
Hohlräume besteht, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. Sie wurden an 
die für die weiteren Planungen maßgeblichen Stellen der Ver-
waltung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Zweckverband Nahverkehr Am-
berg-Sulzbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

PLEdoc Gesellschaft für Doku-
mentationserstellung und -pflege 
mbH, Essen, vom 25.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Bayernwerk Netz GmbH, Weiden, 
vom 17.02.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

N-ERGIE Netz GmbH, Nürnberg, 
vom 12.02.2021 

Die Hinweise der N-ERGIE, dass 
- die der Stellungnahme beigefügten Bestandspläne mit Anlagen 

der N-ERGIE Netz GmbH und der N-ERGIE Aktiengesellschaft 
nur informellen Charakter besitzen, 

- soweit es sich vorstehend nicht um Anlagen der N-ERGIE Netz 
GmbH handelt, diese im Namen und Auftrag der jeweiligen An-
lagenbetreiber tätig wird, 

- zusätzlich zu den auf den überlassenen Plänen bekannt gege-
benen Anlagen sich vor Ort weitere im Eigentum Dritter ste-
hende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen 
zum Anschluss von Erneuerbaren Energieanlagen - befinden 
können, für die N-ERGIE nicht zuständig ist und über diese 
keine Auskunft geben und diese sind deshalb auch nicht im 
Planwerk dokumentiert kann, da hierfür der jeweilige Anlagen-
betreiber zuständig ist, 

- Planungen seitens der N-ERGIE Netz GmbH zum jetzigen Zeit-
punkt nicht vorgesehen sind, 

- die Versorgung des Baugebietes mit Strom, nach entsprechen-
der Netzerweiterung, ausgehend vom bestehenden Versor-
gungsnetz sichergestellt werden kann, 

- eine Versorgung mit Erdgas aufgrund der vorhandenen Erd-
gasleitungen grundsätzlich möglich ist, 

- wenn keine Gehwege geplant sind, ein Versorgungsstreifen von 
ca. 1,00 m Breite empfohlen wird, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. Sie wurden an 
die für die weiteren Planungen maßgeblichen Stellen der Ver-
waltung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH, Regensburg 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH, Nürnberg, vom 
17.02.2021 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise der Vodafone, dass 
- keine Einwände gegen die geplante Baumaßnahme geltend ge-

macht werden, 
- im Planbereich sich keine Telekommunikationsanlagen der Vo-

dafone befinden, 
- eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen der Voda-

fone derzeit nicht geplant ist, 
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zu Vodafone - sich angrenzend an den Planbereich (Anm.: in der Ortsstraße 
„Schießstätte“) Telekommunikationsanlagen der Vodafone be-
finden, deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dar-
gestellt ist, 

- die Anlagen der Vodafone bei der Bauausführung zu schützen 
bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überde-
ckungen nicht verringert werden dürfen, 

- wenn eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung der Tele-
kommunikationsanlagen erforderlich werden sollte, mindestens 
drei Monate vor Baubeginn der Auftrag an TDR-S-Bay-
ern.de@vodafone.com benötigt wird, um eine Planung und 
Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen Arbei-
ten durchführen zu können, 

- der Vodafone ggf. (z.B. bei städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Te-
lekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 
Abs. 1 BauGB zu erstatten sind 

- die Vodafone eine Ausbauentscheidung nach internen Wirt-
schaftlichkeitskriterien trifft und dazu eine Bewertung entspre-
chend einer Anfrage der Stadt zu einem Neubaugebiet erfolgt, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. Sie wurden an 
die für die weiteren Planungen maßgeblichen Stellen der Ver-
waltung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Danpower GmbH, Potsdam Keine Stellungnahme abgegeben 

Veolia Umweltservice Süd GmbH 
& Co. KG, Hahnbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Schmid & Zweck GmbH, Amberg Keine Stellungnahme abgegeben 

Kreisbrandrat Fredi Weiß vom 
09.02.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Freiwillige Feuerwehr Sulzbach-
Rosenberg vom 26.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Kreisjugendring Amberg-Sulzbach Keine Stellungnahme abgegeben 

Bund Naturschutz in Bayern e.V., 
Kreisgruppe Amberg-Sulzbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landesbund für Vogelschutz in 
Bayern e.V., Hilpoltstein 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Umweltschutzbeauftragter Peter 
Zahn 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Stadtheimatpfleger Dr. Markus 
Lommer 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Referat für Bürgerangelegenhei-
ten - Örtliche Straßenverkehrsbe-
hörde vom 09.02.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Liegenschaftsreferat vom 
21.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 
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Stadtwerke Sulzbach-Rosenberg 
vom 22.01.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

 

4. Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplans Sondergebiet „Kindertageseinrichtung 

Schießstätte“ wurde mit allen erforderlichen Unterlagen nach § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 

vom 01.10.2021 bis einschließlich 03.11.2021 öffentlich ausgelegt und im Internet am 

24.09.2021 eingestellt. 
 

Stellungnahmen Art und Weise der Berücksichtigung 

Aus der Beteiligung der Öffent-
lichkeit sind keine Stellungnah-
men zum Entwurf der Bauleitpla-
nung eingegangen. 

- 

 

5. Ergebnisse der Behördenbeteiligung 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 

BauGB erfolgte innerhalb eines Monats, beginnend mit dem Zugang der Aufforderung vom 

24.09.2021. 
 

Stellungnahmen Art und Weise der Berücksichtigung 

Landkreis Amberg-Sulzbach Keine Stellungnahme abgegeben 

Regierung der Oberpfalz, Sach-
gebiet 24 und 34, Höhere Landes-
planungsbehörde/Städtebau 
(Reg.d.Opf.), vom 26.10.2021 

Die Reg.d.Opf. wiederholt ihre Hinweise aus ihrer Stellung-
nahme der frühzeitigen Behördenbeteiligung vom 26.01.2021. 
Der Stadtrat nimmt dies erneut zur Kenntnis. Die Behandlung 
der Stellungnahme aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
durch den Stadtrat in seiner Sitzung am 23.03.2021 wird auf-
rechterhalten, sie wurde der Reg.d.Opf. mit Schreiben vom 
24.09.2021 mitgeteilt. 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach, Sachgebiet 53 - Natur-
schutz (Untere Naturschutzbehörde) hat zur Behördenbeteili-
gung keine weitere Stellungnahme abgeben und bleibt bei sei-
ner grundsätzlichen Zustimmung zur Bauleitplanung. 

Regionaler Planungsverband 
Oberpfalz-Nord (6) vom 
04.10.2021 

Der Regionale Planungsverband wiederholt seine Anmerkungen 
aus seiner Stellungnahme der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
vom 16.02.2021, wonach die Planung u.a. zur Verwirklichung 
der in Aufstellung befindlichen Grundsätze B VI 1.1 und B VI 
2.2.1 des Regionalplans Oberpfalz-Nord beitragen kann. Die An-
merkungen werden vom Stadtrat erneut zur Kenntnis genom-
men. 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 31 - Bauamt, vom 
26.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 
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Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 32 - Behindertenbe-
auftragte des Landkreises Am-
berg-Sulzbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 41 - Verkehrsbehörde 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 42 - Kreisjugendamt 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 51 - Staatl. Abfallrecht 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 52 – Wasserrecht, 
vom 13.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 53 - Naturschutz 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 53 - Immissionsschutz 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landratsamt Amberg-Sulzbach, 
Sachgebiet 62 - Gesundheitsamt 
(Hygiene- und Umweltmedizin) 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Amt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung Amberg vom 
01.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Wasserwirtschaftsamt Weiden 
(WWA) vom 25.10.2021 

Das WWA wiederholt den Hinweis aus seiner Stellungnahme 
aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung vom 05.02.2021, dass, 
bezüglich des Objektschutzes, auf Grund der topografischen 
Lage im Zusammenhang mit lokal auftretenden Starkregenereig-
nissen und es dadurch bedingten zu wild abfließenden Oberflä-
chenwässern kommen kann. Der Stadtrat nimmt dies erneut zur 
Kenntnis. Der Hinweis wurde wiederholt an die für die weiteren 
Planungen maßgeblichen Stellen der Verwaltung zur Berück-
sichtigung mitgeteilt. 

Bayerisches Landesamt für Denk-
malpflege, Referat B Q, München 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Bayerisches Landesamt für Um-
welt, Augsburg, vom 13.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Zweckverband Nahverkehr Am-
berg-Sulzbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

PLEdoc Gesellschaft für Doku-
mentationserstellung und -pflege 
mbH, Essen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Bayernwerk Netz GmbH, Weiden Keine Stellungnahme abgegeben 

N-ERGIE Netz GmbH, Nürnberg, 
vom 30.09.2021 

Die N-ERGIE wiederholt ihre Stellungnahme aus der frühzeiti-
gen Behördenbeteiligung vom 12.02.2021. Weitere Anregungen 
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zu N-ERGIE Netz GmbH oder Bedenken zur Bauleitplanung hat sie nicht vorgebracht. Der 
Stadtrat nimmt dies zur Kenntnis. Die Behandlung der Stellung-
nahme aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung durch den 
Stadtrat in seiner Sitzung am 23.03.2021 wird aufrechterhalten, 
sie wurde der N-ERGIE mit Schreiben vom 24.09.2021 mitge-
teilt. 
Der Bitte der N-ERGIE, bei allen öffentlichen und privaten Pla-
nungen und Bauvorhaben wie z.B. Straßen- und Kanalbauarbei-
ten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensablauf 
eingebunden zu werden, wird entsprochen. Sie wurden an die 
für die weiteren Planungen maßgeblichen Stellen der Verwal-
tung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH, Regensburg, vom 
06.10.2021 

Die Hinweise der Telekom, dass 
- sie von der Telekom Deutschland GmbH als Netzeigentümerin 

und Nutzungsberechtigten i.S.v. § 68 Abs. 1 Telekommunikati-
onsgesetz (TKG) beauftragt und bevollmächtigt ist, alle Rechte 
und Pflichten der Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben, 

- gegen die Planung keine grundsätzlichen Einwände bestehen, 
wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der 
Anlagen der Telekom nicht beeinträchtigt werden, 

- zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinf-
rastruktur durch die Telekom die Verlegung neuer Telekom-
munikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plange-
biets einer Prüfung vorbehalten ist, 

- zum Zweck der Koordinierung mitzuteilen ist, welche eigenen 
oder der Stadt bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des 
Plangebietes stattfinden werden, 

- bei zukünftigen Informationen bzw. Rückfragen bezüglich der 
Planungen von Telekommunikationsleitungen der Deutschen 
Telekom GmbH in Neubaugebieten die zentrale E-Mail-Ad-
resse des PTI 12 Regensburg zu verwenden ist und 

- zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereit-
stellung der Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur 
Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnah-
men der anderen Versorger es dringend erforderlich ist, sich 
rechtzeitig, mindestens jedoch 3 Monate vor Baubeginn, mit 
dem zuständigen Ressort in Verbindung zu setzen, 

werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. Sie wurden an 
die für die weiteren Planungen maßgeblichen Stellen der Ver-
waltung zur Berücksichtigung mitgeteilt. 

Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH, Nürnberg, vom 
12.10.2021 

Die Vodafone wiederholt die Hinweise aus ihrer Stellungnahme 
aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung vom 17.02.2021. Wei-
tere Hinweise zur Bauleitplanung hat sie nicht vorgebracht. Der 
Stadtrat nimmt dies zur Kenntnis. Die Behandlung der Stellung-
nahme aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung durch den 
Stadtrat in seiner Sitzung am 23.03.2021 wird aufrechterhalten, 
sie wurde Vodafone mit Schreiben vom 24.09.2021 mitgeteilt. 

Danpower GmbH, Potsdam Keine Stellungnahme abgegeben 

Veolia Umweltservice Süd GmbH 
& Co. KG, Hahnbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Schmid & Zweck GmbH, Amberg Keine Stellungnahme abgegeben 
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Kreisbrandrat Fredi Weiß vom 
30.09.2021 (Posteingang) 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Freiwillige Feuerwehr Sulzbach-
Rosenberg vom 05.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Kreisjugendring Amberg-Sulzbach Keine Stellungnahme abgegeben 

Bund Naturschutz in Bayern e.V., 
Kreisgruppe Amberg-Sulzbach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Landesbund für Vogelschutz in 
Bayern e.V., Hilpoltstein 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Umweltschutzbeauftragter Peter 
Zahn (UWB) vom 28.10.2021 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Forderungen des UWB, im Bebauungsplan verbindliche 
Festsetzungen aufzunehmen, dass 
- Dachanlagen zur Nutzung der Sonnenenergie errichtet werden 

sollen, 
- freibleibende Dachflächen zu begrünen sind, 
- für größere geschlossene Wandflächen eine Wandbegrünung 

einzuplanen ist, 
- erforderliche Stellplätze im (Anm.: Bebauungs-)Plan darzustel-

len sind, 
- der Straßenbegleitgrünbereich westlich der Erschließungs-

straße zu bepflanzen ist, 
- Sträucher mit giftigen Früchten nicht gepflanzt werden dürfen 

und diese aus der Liste 3 (Anm.: der Artenliste) zu streichen 
sind, 

- der Satz „Im Innenbereich des Kindergartens dürfen 50 % der 
gepflanzten Sträucher aus nicht heimischen Sträuchern beste-
hen.“ (Anm.: Ziff. 8.4 Artenliste der grünordnerischen Festset-
zungen) zu streichen ist, 

- die Liste 3 (Anm.: Artenliste für Sträucher) um die Felsenbirne, 
Kornelkirsche und den Sanddorn zu ergänzen ist, 

- nur einheimische autochtone Arten gepflanzt werden dürfen, 
- der Innenbereich des Kindergartens als erlebbarer „Beeren-

garten“ zu gestalten ist und 
- Bereiche zum Anbau von Gemüse, Kräutern und Blumen an-

zulegen sind, 
werden vom Stadtrat zur Kenntnis genommen und wie folgt be-
handelt: 
Der Bebauungsplan soll aufgestellt werden, damit die Errichtung 
einer Kindertagesstätte bauplanungsrechtlich zulässig ist. Die 
Festsetzungen im Bebauungsplan wurden deshalb erheblich be-
grenzt. Da es sich bei dem Bauvorhaben „Neubau einer Kinder-
tageseinrichtung“ an der Schießstätte um rein städtisches Vor-
haben handelt, hat es die Stadt Sulzbach-Rosenberg in der 
Hand zu entscheiden, was bei der Ausführung umgesetzt wer-
den soll. 
Der Forderung des UWB, zusätzliche Sträucher in die Artenliste 
aufzunehmen wird, mit Ausnahme des Sanddorns, da dieser 
Dornen aufweist, stattgegeben. Die Artenliste (Textteil C, 
Ziff. 8.4) der grünordnerischen Festsetzungen zum Bebauungs- 
und Grünordnungsplan wurde entsprechend ergänzt. Die Ände-
rung des Textteils stellt keine Änderung i.S. des § 4a Abs. 3 
BauGB dar, wonach der Entwurf des Bauleitplans, welcher nach 
dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB (Öffentlichkeitsbeteili-
gung) oder § 4 Abs. 2 BauGB (Behördenbeteiligung) geändert 
wurde, erneut auszulegen ist und die Stellungnahmen erneut 
einzuholen sind. 
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zu UWB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die weiteren Forderungen des UWB werden nicht stattgegeben, 
da 
- die Errichtung einer Photovoltaikanlage in der Ausführungspla-

nung aufgenommen wurde, 
- in der bereits vorgestellten Ausführungsplanung das Gebäude 

der Kindertageseinrichtung mit Flachdächern mit einer extensi-
ven Dachbegrünung ausgeführt werden soll, 

- auf Grund der gewählten Holzkonstruktion eine Wandbegrü-
nung dem Gebäude einen Schaden zuführen könnte, 

- eine Darstellung der erforderlichen Kfz-Stellplätze, wie die 
Festlegung der Lage und Anzahl, auf Ebene der Bauleitpla-
nung nicht zielführend ist, da dadurch die nachfolgende Ge-
nehmigungs- und Ausführungsplanung zu sehr eingeschränkt 
werden würde, 

- im schmalen Bereich des Straßenbegleitgrüns westlich der Er-
schließungsstraße (Anm.: Streifen zwischen der Erschlie-
ßungsstraße und der Realschule-Sportanlage sowie dem Re-
genrückhaltebecken) Leitungen verlegt werden sollen, auf de-
nen Bäume und tiefwurzelnde Sträucher nicht gepflanzt wer-
den dürfen, 

- es hinsichtlich der Verwendung von Sträucher mit giftigen 
Früchten 
• es generell keine Vorschrift gibt, die die Verwendung von 

Sträucher mit giftigen Früchten untersagt, insbesondere nicht 
im weiteren Umfeld der Kindertageseinrichtung, 

• u.U. aus pädagogischen Gründen gewünscht wird, den Um-
gang mit diesen Früchten zu veranschaulichen, 

• in der Ausführungsplanung darauf Rücksicht genommen 
werden kann, in welchen Bereichen des Kindertageseinrich-
tungsgeländes auf Sträuchern mit giftigen Früchten verzich-
tet wird, 

- aus Gründen der Artenvielfalt auch nicht einheimische Sträu-
cher gepflanzt werden sollen, 

- die Pflanzung von autochthonen Arten nur in der freien Natur 
und auf Ausgleichsflächen notwendig ist, 

- es dem Betreiber der Kindertageseinrichtung obliegt, nach sei-
nem pädagogischen Konzept erlebbare Beerengärten oder 
den Anbau von Gemüse, Kräutern und Blumen umzusetzen. 

Ein Regelungsbedarf in der Bauleitplanung ist aus vorgenannten 
Gründen somit nicht erforderlich. 
 
Die schriftlichen nachgereichten Ausführungen von Herrn UWB 
Zahn wurden in der Stadtratssitzung am 23.11.2021 von Frau 
Stadtbaumeisterin Schöllhorn wie folgt kommentiert: 
1. Herr Zahn vermisst im Bebauungsplan Festsetzungen zu PV-

Anlagen, zur Dachbegrünung und zu Kfz-Stellplätzen und zu 
Giftpflanzen. 
Die Stadt Sulzbach-Rosenberg ist Bauherr des geplanten Kin-
dergartens. In der bereits vorgestellten Entwurfsplanung ist 
bereits eine PV-Anlage eingeplant, ebenso wie die extensive 
Begrünung. 
Die Errichtung von Stellplätzen vor dem Eingang und entlang 
der Straße „Schießstätte“ wurde in der Entwurfsplanung für 
die Zufahrtsstraße bereits vorgestellt. 
Da es auch Pflanzbereiche außerhalb der Einzäunung des 
Kindergartens gibt, können hier auch durchaus Pflanzen mit 
giftigen Früchten oder mit Dornen gepflanzt werden. Hier ist 
durchaus die Anpflanzung des Pfaffenhütchens denkbar. Es 
handelt sich hierbei um die Böschungsfläche zwischen der 
Straße „Schießstätte“ und dem Kindergartenfreianlage. 
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zu UWB 2. Auf den Halbsatz „aus Gründen der Artenvielfalt sollen auch 
nicht einheimische Sträucher gepflanzt werden“ soll verzichtet 
werden. 
Da die meisten heimischen Sträucher entweder Stacheln 
aufweisen oder giftig sind, würde die Beschränkung auf nur 
heimische Pflanzen zu einer starken Pflanzbeschränkung 
führen. Im Pflanzplan für die Freifläche des Kindergartens 
sollen daher auch nicht heimische Pflanzen zugelassen wer-
den. Da die Stadt die Bepflanzung innerhalb und außerhalb 
des Kindergartens selbst veranlasst, kann auch die Veren-
dung möglichst vieler heimischer Pflanzen Rücksicht genom-
men werden. 

Stadtheimatpfleger Dr. Markus 
Lommer 

Keine Stellungnahme abgegeben 

Referat für Bürgerangelegenhei-
ten - Örtliche Straßenverkehrsbe-
hörde, vom 27.09.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Liegenschaftsreferat vom 
01.10.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

Stadtwerke Sulzbach-Rosenberg 
vom 27.09.2021 

Keine Äußerung/Einwände in der Stellungnahme 

 

 

6. Ergebnisse der wiederholten Öffentlichkeitsbeteiligung 
Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplans Sondergebiet „Kindertageseinrichtung 

Schießstätte“ wurde mit allen erforderlichen Unterlagen nach § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 

vom 31.01.2022 bis einschließlich 04.03.2022 wiederholt öffentlich ausgelegt und im Internet 

am 18.01.2022 eingestellt. 
 

Stellungnahmen Art und Weise der Berücksichtigung 

Aus der wiederholten Beteiligung 
der Öffentlichkeit sind keine Stel-
lungnahmen zum Entwurf der 
Bauleitplanung eingegangen. 

- 
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